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1 Die Reform der Ausländerbeiräte 

 

In Rheinland-Pfalz wurden 1986 Ausländerbeiräte erstmals durch Direktwahlen ein-
gerichtet. Es waren zunächst die Städte Neuwied (1986) und Mainz (1987), die von 
dieser Möglichkeit Gebrauch machten. In den darauf folgenden Jahren kamen die 
kreisfreien Städte Ludwigshafen, Worms, Kaiserslautern und Koblenz hinzu. Jene 
ersten Ausländerbeiratswahlen fanden durch Ratsbeschlüsse noch auf freiwilliger 
Basis statt. 

Seit 1994 regelt die rheinland-pfälzische Kommunalverfassung die Einrichtung und 
Wahl von Ausländerbeiräten. Gemeinden und Städte mit mehr als 1.000 (§ 56 Ge-
mO), Landkreise mit mehr als 5.000 (§49a LKO) gemeldeten ausländischen Einwoh-
nerinnen und Einwohner müssen demnach verpflichtend Ausländerbeiratswahlen 
durchführen. Gebietskörperschaften, die diese Einwohnerzahlen nicht erreichen, 
können freiwillig einen Ausländerbeirat wählen; dies gilt auch für Verbandsgemein-

den.  

Wahlberechtigt waren in der Vergangenheit alle volljährigen ausländischen Staats-
angehörigen, die seit mindestens drei Monaten in der Kommune gemeldet waren. 
Eine Besonderheit der rheinland-pfälzischen Kommunalverfassung stellte die Min-
destwahlbeteiligung von zehn Prozent dar, nach der eine Ausländerbeiratswahl nur 
dann gültig war, wenn sie das vorgegebene 10%-Quorum erreichte. Wurde dieses 
unterschritten, so musste die Wahl wiederholt werden. Die Wiederholungspflicht gilt 
allerdings seit der Novelle der Kommunalverfassung im Jahre 2003 nicht mehr. 

Auf der Grundlage dieser rechtlichen Vorgabe durch den Landesgesetzgeber fanden 
am 27. November 1994 die ersten landesweiten Ausländerbeiratswahlen statt. Die 
Zahl der Ausländerbeiräte erhöhte sich dadurch von ehemals sechs auf dann 52 
Ausländerbeiräte. Die Wahlbeteiligung lag 1994 im Durchschnitt bei 23,5 Prozent; mit 
einer Ausnahme wurde in allen Gebietskörperschaften die Mindestwahlbeteiligung 
überschritten. Fünf Jahre später (1999) fanden in 54 kommunalen Gebietskörper-
schaften Ausländerbeiratswahlen statt. Die Wahlbeteiligung sank auf einen Landes-
durchschnitt von 10,1 Prozent, in 18 Kommunen konnte die Mindestwahlbeteiligung 
nicht erreicht werden. Bei der verpflichtenden Wiederholungswahl (Mai 2000) konn-
ten weitere drei Kommunen die erforderlichen zehn Prozent überschreiten.     

Der deutliche Rückgang der Wahlbeteiligung bei der Ausländerbeiratswahl 1999 
führte in den folgenden Jahren zu einer breiten Diskussion über die zukünftige Ge-
staltung der Ausländerbeiräte in Rheinland-Pfalz.  

Im Jahr 2001 erschien im Auftrag der damaligen Landesbeauftragten für Ausländer-
fragen die Studie ĂAuslªnderbeirªte in der Krise?ñ des Politikwissenschaftlers Clau-
dio Caballero, die die Einflussgrößen der Beteiligung bei Ausländerbeiratswahlen in 
Rheinland-Pfalz untersuchte.  

Nach einer Reihe von Regionalkonferenzen formulierte die AGARP im Jahr 2002 ein 
Reformpapier zur Weiterentwicklung der Ausländerbeiräte. Dort wurde das Ziel for-
muliert, die Beiräte den gesellschaftlichen Veränderungen der vergangenen Jahr-
zehnte anzupassen und ihnen ein neues Rollenverständnis zu geben. Unter ande-
rem wurde gefordert, die Mindestwahlbeteiligung abzuschaffen, das Wahlrecht auf 
eingebürgerte Ausländerinnen, Ausländer und Aussiedlerinnen und Aussiedler aus-
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zuweiten, den Beirat stärker in die kommunalen Strukturen einzubinden und den 
Namen in ĂMigrationsbeiratñ zu ändern.  

Im Jahr 2005 befasste sich der von der Staatskanzlei durchgeführte Bürgerkongress 
ĂZusammenleben gestalten ï Freiwilliges Engagement von zu- und eingewanderten 
Menschenñ sowie die rheinland-pfälzische ĂInitiative für Integration (RIFI)ñ ebenfalls 
mit dieser Thematik und entwickelten Empfehlungen, um die Ausländerbeiräte zu 
Migrationsbeiräte umzugestalten, unter anderem unter Einbeziehung von Einge-
bürgerten und Aussiedlerinnen und Aussiedlern. 

Die Reformdiskussion verstärkte sich nach den Landtagswahlen 2006. Die Landes-
regierung erklärte die Reform der Ausländerbeiräte zu einem wichtigen Ziel ihrer In-
tegrationspolitik und verankerte es im Integrationskonzept des Landes Rheinland-
Pfalz.  

Auf Initiative von Staatsministerin Malu Dreyer und unter der Federführung der Be-
auftragten der Landesregierung für Migration und Integration wurde eine Reform-

Kommission einberufen, die entsprechende Vorschläge für eine Reform entwickeln 
sollte. Neben der Beauftragten für Migration und Integration nahmen an der Kommis-
sion Vertreter des Innenministeriums, der Kommunalen Spitzenverbände, des Initia-
tivausschusses für Migrationspolitik und der AGARP teil. 

2007 Jahr legte die Reform-Kommission ihre Vorschläge für die Reform vor. Diese 
fanden die Zustimmung des Landesbeirats für Migration und Integration und flossen 
in die Umsetzung des Integrationskonzeptes der Landesregierung ein. 

Im April 2008 wurde auf der Grundlage der Empfehlungen der Kommission ein Ge-
setzentwurf f¿r ein ĂLandesgesetz ¿ber die Einrichtung von kommunalen Beirªten f¿r 
Migration und Integrationñ durch die SPD-Fraktion in den Landtag eingebracht, der 
vom Landtag im November 2008 einstimmig verabschiedet wurde und am 
01.01.2009 in Kraft trat. 

Folgende Veränderungen traten durch das neue Landesgesetz ein:  

Á Das aktive Wahlrecht wird zusätzlich zu den ausländischen Staatsangehöri-
gen auf Eingebürgerte sowie Spätausgesiedelte erweitert.   

Á Das passive Wahlrecht erhalten alle Einwohner/innen einer Kommune. 

Á Neben den gewählten Mitgliedern können durch die Kommunen weitere Mit-
glieder berufen werden. Diese dürfen ein Drittel der Gesamtzahl der Beirats-
mitglieder nicht überschreiten. 

Á Die Mindestwahlbeteiligung von 10 Prozent wird abgeschafft.  

Á Die thematischen Zuständigkeiten des Beirats sind nicht mehr auf Zuständig-
keiten der kommunalen Selbstverwaltung beschränkt, sondern umfassen alle 
Angelegenheiten die Migration und Integration betreffen.  

Á Die Möglichkeit wird eröffnet, dass der Gemeinderat/Kreistag in seiner 
Geschäftsordnung weitergehende Regelungen über die Teilnahme von 
Mitgliedern des Beirats an Sitzungen des Gemeinderats/Kreistags oder seiner 
Ausschüsse trifft. 

Á Die Verpflichtung die Wahlen nach den Grundsätzen des Kommunalwahl-
rechts durchzuführen entfällt. Damit eröffnet sich u.a. die Möglichkeit, die Wahl 
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grundsätzlich als Mehrheitswahl durchzuführen sowie das Verfahren für die 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten zu vereinfachen. 

Á Die Direktwahl entfällt, wenn keine Wahlvorschläge eingereicht oder zugelas-
sen werden oder die Zahl der zugelassenen Bewerber/innen nicht die Zahl der 
zu wählenden Mitglieder des Beirats für Migration und Integration übersteigt.  

Á In den Fällen, in denen die Wahl entfällt, soll ein Beirat berufen werden. 

Á Der Ausländerbeirat wird in Beirat für Migration und Integration unbenannt.   

 

Die bisherigen Grenzen der Einwohnerzahlen für die Pflicht zur Wahl der Beiräte ï in 
Gemeinden bei mehr als 1.000 und in Landkreisen bei mehr als 5.000 ausländischen 
Einwohnerinnen und Einwohnern ï wurde beibehalten. 

Die erneuerten Regelungen wurden für die Wahl der Beiräte für Migration und Integ-

ration in Rheinland-Pfalz am 8. November 2009 erstmalig angewandt.  

 
 

2   Die Wahlkampagne 

 

Bereits die Wahlen zu den Ausländerbeiräten in den Jahren 1994, 1999 und 2004 
wurden durch eine landesweite Wahlkampagne unterstützt und begleitet. Durch die 
Landesbeauftragte für Migration und Integration wurde hierfür eine Steuerungs-
gruppe ins Leben gerufen, die die entsprechende Planung und Koordination über-
nahm. An dieser Arbeitsgruppe nahmen Vertreterinnen und Vertreter der Landesbe-
auftragten für Migration und Integration, der Kommunalen Spitzen-verbände, des In-
nenministeriums, des Initiativausschusses für Migrationspolitik und der AGARP teil. 

Auch die vierte Wahl der Beiräte im Jahre 2009 wurde landesweit vorbereitet und 
koordiniert. Die Steuerungsgruppe verständigte sich darauf die professionelle Hilfe 
einer Werbeagentur hinzu zu ziehen, um eine umfassende Kampagne planen und 
durchführen zu können. Für die Durchführung der Kampagne wurde von der Landes-
regierung ein Etat von insgesamt 100.000 Euro zur Verfügung gestellt. Es erfolgte 
eine öffentliche Ausschreibung durch die Landesbeauftragte für Migration und Integ-
ration, auf die sich mehrere Agenturen bewarben. Die Steuerungsgruppe empfahl 
nach sorgfältiger Durchsicht der Angebote und Gesprächen mit Bewerberinnen und 
Bewerbern einmütig, die Wiesbadener Agentur Cicero Gesellschaft für Werbung und 
Kommunikation mbH zu beauftragen. Cicero hatte die Kampagne 2004 bereits 
durchgeführt. 

Die AGARP übernahm die Koordination der Kampagne und fungierte als Bindeglied 
zwischen Steuerungsgruppe, Agentur, Beiräten und Kommunen sowie als direkter 

Ansprechpartner für die Agentur, um diese bei den zu entwickelnden und umzu-
setzenden Ideen zu beraten und zu begleiten.  
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2.1 Ziele und Inhalte der Kampagne 

 

Das wichtigste Ziel der Kampagne war es, potentielle Kandidatinnen und Kandidaten 
und Wählerinnen und Wähler über die im Zuge der Reform eingetretenen Neuerun-
gen und die damit verbundenen Chancen auf Beteiligung zu informieren. Insbeson-
dere sollten hierbei die neuen Zielgruppen der Deutschen mit und ohne Migrations-
hintergrund erreicht werden, die erstmals die Möglichkeit hatten sich an den Wahlen 
des Beirats für Migration und Integration im Rahmen des passiven bzw. aktiven 
Wahlrechts zu beteiligen. Dazu sollte die Bekanntheit des Beirates für Migration und 
Integration gesteigert und neue Wählergruppen von der Bedeutung des Wahlaktes 
überzeugt werden. Gleichzeitig galt es, das Engagement von bereits Aktiven zu si-
chern. Die Beteiligung von Frauen an den Beiräten sollte weiter gesteigert werden. 

Die Kampagne wurde hierzu in zwei Phasen gegliedert: 

¶ Phase 1: bis 28.09.2009 (Stichtag zur Einreichung der Wahlvorschläge): Mobi-
lisierung von Kandidatinnen und Kandidaten für die Wahl der Beiräte 

¶ Phase 2: ab dem 29.09.2009 bis zum 08.11.2009: Mobilisierung von Wähle-
rinnen und Wählern für die Wahl der Beiräte 

Die Grundsätze des gemeinsam mit der Agentur entworfenen Konzeptes lassen sich 
zusammengefasst folgendermaßen beschreiben: 

¶ Die Kampagne hatte das Ziel, geeignete Kandidatinnen und Kandidaten zu 
gewinnen sowie Bekanntheit und Image der Beiräte für Migration und Integra-
tion zu stärken. Auf dieser Grundlage sollte eine möglichst große Zahl von 
Wählerinnen und Wähler für die Wahl am 8. November 2009 mobilisiert wer-
den. 

¶ Der strategische Ansatz der Kampagne bestand darin, die Aufgaben und die 
Rolle der neuen Beiräte für Migration und Integration inhaltlich stärker heraus-
zustellen.  

¶ Durch die überregionale Kampagne sollten die kommunalen Verwaltungen, 
die bestehenden Beiräte, Initiativen, Organisationen und Vereine sowie die 
Kandidatinnen und Kandidaten vor Ort in ihren Bemühungen unterstützt wer-
den. Dies geschah in erster Linie durch Materialien für die Wahl und Wahlwer-
beunterlagen, die ihnen zur Verfügung gestellt wurden, sowie durch Beratung 
und Seminarangebote. 

 

Das Rahmenkonzept für die Kampagne wurde zunächst in Zusammenarbeit mit der 
Steuerungsgruppe, die Feinplanung später mit der AGARP konkretisiert.  

 

 

2.2 Örtliche Reichweite der Kampagne und Wahldatum 
 

Gemäß den Vorgaben der Kommunalverfassung hatten 55 Kommunen einen Beirat 
zu wählen. Dabei handelte es sich um 16 Landkreise mit jeweils mehr als 5.000 aus-
ländischen Einwohnerinnen und Einwohnern und 39 Städte und Gemeinden mit je-
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weils mehr als 1.000 ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern. Die Stadt 
Lahnstein hatte zum Stichtag zwar weniger als 1.000 ausländische Einwohnerinnen 
und Einwohner, entschied sich aber dafür, auf freiwilliger Basis eine Beiratswahl 
durchzuführen. Mit Lahnstein waren es somit insgesamt 56 Kommunen in Rheinland-
Pfalz, die eine Beiratswahl durchzuführen hatten und die durch die Wahlkampagne 
abgedeckt werden mussten. 

Dabei handelte es sich um die  Landkreise Ahrweiler, Altenkirchen, Alzey-Worms, 
Bad Dürkheim, Bad Kreuznach, Bernkastel-Wittlich, Eifelkreis Bitburg-Prüm, 
Germersheim,  Kaiserslautern, Mainz-Bingen, Mayen-Koblenz, Neuwied, Rhein-
Lahn-Kreis , Rhein-Pfalz-Kreis, Trier-Saarburg und Westerwaldkreis. Bei den Städten 
und Gemeinden handelte es sich um  Alzey, Andernach, Bad Dürkheim, Bad Kreuz-
nach, Bad Neuenahr-Ahrweiler, Bendorf, Betzdorf, Bingen, Diez, Eisenberg, Fran-
kenthal, Germersheim, Grünstadt, Haßloch, Höhr-Grenzhausen, Idar-Oberstein, In-
gelheim, Kaiserslautern, Koblenz, Konz, Landau, Ludwigshafen, Mainz, Montabaur, 

Mutterstadt, Neustadt a.d.W., Neuwied, Pirmasens, Ramstein-Miesenbach, 
Ransbach-Baumbach, Remagen, Schifferstadt, Sinzig, Speyer,  Trier, Wittlich, 
Worms, Wörth und Zweibrücken. 

Um eine wirkungsvolle landesweite Kampagne durchführen zu können, regte die 
Steuerungsgruppe an ï wie auch bei den vergangenen Wahlen 1994, 1999 und 2004 
ï sich auf einen landesweit einheitlichen Wahltag zu verständigen. Den Kommunen 
wurde als Wahltermin der 8. November 2009 empfohlen.  Dieser Empfehlung  folgten 
alle 56 kommunalen Gebietskörperschaften, die einen Beirat für Migration und Integ-
ration zu wählen hatten.  

 
 

2.3 Lokale Infoveranstaltungen zur Reform und Wahl 

 

Die AGARP bot den Ausländerbeiräten bereits Ende 2008 an, sie bei der Durchfüh-
rung von Informationsveranstaltungen vor Ort zu unterstützen. Bei diesen Veranstal-
tungen wurde in erster Linie über die Reform der Ausländerbeiräte und die damit 
verbundene Neuausrichtung für die Wahl der Beiräte informiert. Diese Veranstaltun-
gen waren eine gute Gelegenheit Interessierte für die Wahl zu gewinnen und zu in-
formieren. Veranstalter dieser Informationstermine waren i.d.R. der örtliche Beirat 
bzw. die Kommune. 

Folgende lokale Informationsveranstaltungen zur Reform und Wahl der Beiräte fan-
den im Vorfeld der Wahl statt: 

ü 19.11.2008 Koblenz, Ausländerbeirat 

ü 21.01.2009 LK Mayen-Koblenz, Ausländerbeirat 

ü 12.02.2009 Ingelheim, Ausländerbeirat 

ü 10.03.2009 Zweibrücken, Ausländerbeirat 

ü 17.03.2009 Neuwied, Ausländerbeirat 

ü 24.03.2009 Mainz, Landes SGK RLP 

ü 05.05.2009 Frankenthal, Ausländerbeirat 
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ü 11.05.2009 Ludwigshafen, AK Migration SPD 

ü 17.06.2009 Lahnstein, Ausländerbeirat 

ü 01.07.2009 Pirmasens, Ausländerbeirat 

ü 02.07.2009 Landau, Ausländerbeirat 

ü 25.08.2009 Ingelheim, Ausländerbeirat 

ü 27.08.2009 Mainz, Ausländerbeirat 

ü 31.08.2009 Mainz, Netzwerk Mainzer Migranten-Organisationen 

ü 02.09.2009 Mainz, Initiativausschuss für Migrationspolitik 

ü 03.09.2009 Wittlich, Ausländerbeirat 

ü 04.09.2009 Haßloch, Ausländerbeirat 

ü 17.09.2009 Bad  Kreuznach, Ausländerbeirat 

ü 21.09.2009 Speyer, Ausländerbeirat 

 

2.4 Weitere Unterstützer der Kampagne  

Die Kampagne zur Wahl der neuen Beiräte wurde durch den Landesbeirat für Migra-
tion und Integration und die Arbeitsgruppe 2 ĂPartizipationñ zur Umsetzung des Lan-
desintegrationskonzeptes  unterstützt.  

In der Sitzung des Landesbeirats für Migration und Integration vom 24.4.2009 wurde 
ein Aufruf zur Wahl der neuen Beiräte für Migration und Integration verabschiedet, in 
der die Mitglieder des Landesbeirates ihre Unterstützung für die Wahlen zum Beirat 
für Migration und Integration ausdrückten. Darüber hinaus forderte er alle gesell-
schaftlichen Akteure, Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und Verbände und die 
kommunalen Gebietskörperschaften dazu auf,  die Wahlen ebenfalls zu unterstützen 
und richtete einen Appell an Migrantinnen und Migranten sich möglichst aktiv an den 
Wahlen zu beteiligen.  

Die Thematik wurde in besonderer Weise auch in der Arbeitsgruppe 2 ĂPartizipationñ 
zur Umsetzung des Landesintegrationskonzeptes aufgegriffen. Es wurde eine Ziel-
vereinbarung zur Unterstützung der Wahl der Beiräte durch einzelne AG-Mitglieder 
getroffen.  

Dabei handelte es sich u.a. um folgende Aktivitäten: 

¶ Kooperation des VHS-Verbandes mit der AGARP mit dem Ziel, im Rahmen 
der Integrationskurse über die Beiräte und ihre Wahl zu informieren.  

¶ Durchführung einer Veranstaltungsreihe von AGARP und BLMI  mit der Lan-
deszentrale für politische Bildung zum Thema  Ăpolitische Partizipation von 
Migrantinnen und Migrantenñ mit dem Ziel, Aufmerksamkeit auf die anstehen-
den Beiratswahlen zu richten.  

ü 08.09.2009 in Worms in Kooperation mit Stadt und Ausländerbeirat 

ü 09.09.2009 in Koblenz in Kooperation mit Stadt und Ausländerbeirat 

ü 10.09.2009 in Kaiserslautern in Kooperation mit Stadt und Ausländerbeirat 
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¶ Durchführung einer gemeinsamen Fortbildungsveranstaltung für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Verwaltung und der Ausländerbeiräte zur Beiratswahl 
durch Kommunalakademie, Beauftragte der Landesregierung für Migration 
und Integration und AGARP am 29.06.2009 in Hochstetten-Dhaun. 
 

¶ Kooperation mit der Frauenabteilung des MASGFF mit dem Ziel, den Frauen-
anteil in den Beiräten zu erhöhen. Dazu wurde ein gemeinsamer Workshop 
am 12.06.2009 in Mainz zum Thema ĂMehr Partizipation von Frauen in den 
Beirªten f¿r Migration und Integrationñ durchgeführt.  

 

¶ Die Sportverbände wiesen auf die Wahl und die Wahlkampagne hin, insbe-
sondere über ihre Website. 

 

¶ Hinweis an die Staatsangehörigkeitsbehörden, in Einbürgerungsfeiern bzw. 
mit der Einbürgerungsurkunde Informationen zur Beiratswahl (Kampagnen-
Flyer) auszuhändigen. 
 

 

2.5  Die Gestaltungslinie der Werbemittel 

Am Anfang der Arbeit der Agentur stand die Entwicklung der Gestaltungslinie der 
Werbemittel der Kampagne, die den Zielen und Inhalten der Kampagen gerecht wer-
den sollte. 

 
 

2.5.1 Das Kampagnenlogo 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Mit der zentralen Botschaft der Wahlkampagne ĂGemeinsam Zukunft gestaltenñ sollte 
ein Appell an Zugewanderte und Einheimische zugleich gerichtet werden, das Zu-
sammenleben vor Ort gemeinsam zu gestalten. Dieser Slogan sollte sowohl die 
Wählerschaft als auch die Kandidatinnen und Kandidaten der Wahl ansprechen. Der  
Begriff ĂZukunftñ ist positiv besetzt, denn er birgt auch immer ein Versprechen auf 
Besserung und ist verbunden mit hoffnungsvollem Blick nach vorne.  
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Die zentrale Botschaft wird im Kampagnenlogo ergänzt durch eine Karte von Rhein-
land-Pfalz, die sich aus farbigen Punkten zusammensetzt, die die Vielfalt der Men-
schen, die hier leben, symbolisiert. Vielfalt beschreibt hierbei die gesellschaftliche 
Realität, die geprägt ist von dem Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, unterschiedlichen Kulturen und Religionen. 

 

2.5.2 Die Testimonials 

 

 
 
 
Die so genannten Testimonials (Bekenntnisse) zeigen Menschen unterschiedlicher 
Hautfarbe, Herkunft, Alters und Geschlechts, die die Vielfalt der Menschen darstel-
len, die in der Kommune leben und für die die Wahl eines Beirats für Migration und 
Integration von Bedeutung sein kann. Die Gesichter sollen dazu einladen, sich eben-
falls zu engagieren ï als Kandidatin oder Kandidat, als Wählerinnen und Wähler. Die 
Testimonials finden sich auf den zentralen Plakaten, Postkarten und im Banner der 
Kampagnenwebseite wieder. Auf den Plakaten und den Postkarten sind sie umrahmt 
von der Aussage ĂWir wªhlen!ñ in verschiedenen Sprachen und verschiedenfarbigen 
Schriftzügen.  
 
 

 
 
 

2.5.3 Abstimmung mit den Ausländerbeiräten 
 

Bevor es an die Umsetzung der entwickelten Ideen im Rahmen der Wahlkampagne 
ging, wurden diese den Ausländerbeiräten vorgestellt und mit ihnen abgestimmt. Da-
zu wurden sie am 27. Juni 2009 ins Mainzer Rathaus eingeladen, wo ihnen in Anwe-
senheit der Beauftragten der Landesregierung für Migration und Integration das Kon-
zept der Kampagne durch die Agentur vorgestellt und mit ihnen beraten wurde.  
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Abgesehen von vereinzelten Änderungswünschen und Anregungen, die aufgenom-
men und in das Konzept eingearbeitet wurden, fand das Kampagnenkonzept  bei 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern breite Zustimmung, insbesondere was die 
vorgesehenen Werbemittel und Unterstützungsangebote für die Listen und Einzel-
kandidaten betraf. Erst nach diesem positiven Feedback der Beiräte wurden die 
Werbemittel produziert. 

 
 

2.5.4 Übersicht Werbemittel 

 

Für die Wahlwerbung und -information wurden eine Reihe von Materialien konzipiert 
und produziert. Jeder Kommune wurde, je nach ihrer Größe, eine Grundausstattung 
an Werbemitteln zugewiesen, die ihr kostenfrei bereitgestellt wurden. In der Regel 
ging die Lieferung an die Stelle, die für die Durchführung der Beiratswahl zuständig 
war. Falls einzelne Kommunen über die zugewiesene Grundausstattung hinaus hö-
here Auflagen bestellen wollten, konnten sie diese kostenpflichtig bei der jeweiligen 
Produktionsfirma nachbestellen. Beiräte und Interessierte wurden darauf verwiesen, 
dass sie Werbematerialien in ihrer örtlichen Verwaltung erhalten konnten. 

 
Zu den Werbematerialien gehörten: 
 
1. Zentrales Plakat in den Formaten DIN A 1, A 2 und A 3: Das zentrale Plakat 

konnte überregional verwendet werden und hatte einen landesweiten Wiederer-
kennungswert. 

 
2. Blanko-Plakat für lokalen Eindruck mit und ohne Wahldatum in den Formaten DIN 

A 1, A 2 und A 3: Das Eindruck-Plakat und das Eindruck-Flugblatt konnten für in-
dividuelle Eindrucke wie beispielsweise Ankündigungen von Wahlkampfveranstal-
tungen vor Ort verwendet werden. 

 
3. Blanko-Flugblatt für lokalen Eindruck im Format DIN A4 
 
4.  Zentrale Postkarte 

Vorderseite der Postkarte: Motiv des zentralen Plakats, Rückseite: Kurzer Infor-
mationstext über die Wahl. 
Die zentrale Postkarte wurde als Handreichung für die Wählerinnen und Wähler 
konzipiert.   

 
5. Informationsblatt über die Beiratswahl in 12 Sprachen: 

Französisch, Russisch, Italienisch, Portugiesisch,  Kroatisch,    
Polnisch, Türkisch, Englisch, Spanisch, Arabisch, Kurdisch, Deutsch. 

 
6. Zentraler Flyer mit Wahlaufruf in elf Sprachen: 

Französisch, Russisch, Italienisch, Portugiesisch, Spanisch, Kroatisch, Polnisch, 
Türkisch, Englisch, Arabisch, Deutsch. 
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Der Flyer enthielt grundsätzliche Informationen zur Wahl für Wählerinnen und 
Wähler. Die Auswahl der Fremdsprachen orientierte sich dabei an den am stärks-
ten in Rheinland-Pfalz vertretenen Sprachgruppen. 

7. Kandidaten Anwerbeflyer 

8. Flyer zur Ansprache von Frauen 

9. Listenflyer  

10. Postkarte für Kandidatenwerbung  

11. Postkarte für den Wahlvorschlag ĂJa, ich kandidiereñ  

12. Kugelschreiber mit Aufdruck ĂBeirat f¿r Migration und Integration am 8.November 
2009 wählen! www.beiratswahlen-rlp.deñ  

13. Luftballons mit aufgedrucktem Logo der Kampagne. 

 
 
Übersicht der Wahlwerbemittel 
 

             
 
Zentrales Wahlplakat 

DIN-A 1 
DIN-A 2 
DIN-A 3 

 

Blanko-Plakat/Flugblatt für loka-
len Eindruck, mit Wahldatum 

DIN-A 1 
DIN-A 2 
DIN-A 3 
DIN-A 4 
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Blanko-Plakat/Flugblatt für 
lokalen Eindruck, ohne Wahlda-
tum 

DIN-A 1 
DIN-A 2 
DIN-A 3 
DIN-A 4 

 

Kugelschreiber 

mit Schriftzug 

 

 

Luftballons mit  

Wahl-Logo 

Flyer zur Ansprache von Frauen Postkarte DIN-A 6 

Rückseite: Infos über die Wahl 
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Kandidaten-Anwerbeflyer Zentraler Flyer in 11 Sprachen 

 

Postkarte für den Wahlvorschlag 
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Informationsblatt über die Beiratswahl  in 12 Sprachen 

Postkarte für Kandidatenwerbung Listenflyer 












































